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1. Management Summary 

Das Agglomerationsprogramm Basel hat grosse Anstrengungen unternommen, um nach der Kritik des Bundes an 
der 1. Generation des Agglomerationsprogramms die Qualität der 2. Generation nochmals deutlich zu verbessern. 
Die neugeschaffene Trägerschaft des Agglomerationsprogramms Basel hat mit Hilfe des in allen Teilräumen 
abgestimmten Zukunftsbildes 2030 Strategien zur Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturentwicklung erarbeitet und die 
trinationale Zusammenarbeit deutlich verbessert. Das geschlossene Auftreten der Beteiligten aus den drei Ländern 
Schweiz, Deutschland und Frankreich zugunsten einer zukunftsgerichteten trinationalen Agglomeration Basel hat 
eine Dynamik ausgelöst, die deutlich über die Erwartungen hinaus geht.  

In diesem Kontext ist der vorliegende Entwurf des Bundesbeschlusses eine Enttäuschung. Länderübergreifende 
Projekte und Projekte auf ausländischem Boden, die einen unmittelbaren Nutzen für den in der Schweiz gelegenen 
Kern der Agglomeration generieren, wurden praktisch allesamt zurückgestuft oder gestrichen. Als Beispiel sei die 
Tramverbindung von Basel nach Saint-Louis genannt. Die ausbleibende Mitfinanzierung von ausführungsreifen 
Projekten im grenznahen Raum müssen wir als Grenzagglomeration deutlich kritisieren. Die sechs Teilregionen des 
Agglomerationsprogramms Basel setzen sich vehement dafür ein, dass der Bund der komplexen Situation in der 
Region und der Tatsache, dass vier Kantone und drei Länder an einem Strick ziehen, Rechnung trägt. Die 
Agglomeration beantragt daher die Umpriorisierungen folgender regionaler Hauptverkehrserschliessungsprojekte: 

Ö14: Verlängerung der Tramlinie 3 nach Saint-Louis B  A 

Ö18a/18b: Tramerschliessung Salina Raurica (1. Etappe und 2. Etappe) B  A 

Ö19: Doppelspurausbau Tramlinie 10/17 «Spiesshöfli» / Binningen Ae A 

LV1-34 Velo Oberrhein  A 

M3: Verkehrserschliessung Hafen-Stadtentwicklung Kleinhüningen Be  B 

M5: Zubringer Dornach/Aesch an die H18 C  B 

Die Agglomeration Basel anerkennt die Kritik des Bundes, dass die Strategien zur Entwicklung der Siedlungen, der 
S-Bahn- und Strasseninfrastruktur noch zuwenig detailliert sind. Es war abzusehen, dass die Zeit zwischen der 1. 
und 2. Generation nicht ausreicht, um Strategien und Konzepte zu entwickeln, die von allen Teilräumen bzw. 
zuständigen Behörden (u.a. auch die für den regionalen Bahnverkehr zuständigen Aufgabenträger in Strassburg und 
Stuttgart) getragen werden und in der gewünschten Tiefe vorliegen. Dafür sind die Prozesse in einer trinationalen 
und zweisprachigen Agglomeration zu komplex. Die Strategien und Konzepte zeigen aber klar auf, dass es im 
Bereich der Schieneninfrastruktur grosse Investitionen unbedingt braucht, um eine leistungsfähige S-Bahn als 
Rückgrat der Entwicklung in der Agglomeration Basel realisieren zu können. Die trinationale Agglomeration wehrt 
sich in aller Deutlichkeit dagegen, dass der Bund den zwei Kernstücken einer S-Bahn-Entwicklung im 
Metropolitanraum Basel, dem Herzstück Regio-S-Bahn und der Elektrifizierung der Hochrheinstrecke, die 
Dringlichkeit und den Nutzen abspricht. In Anbetracht der Bedeutung Basels als Tor der Schweiz für internationale 
Personen- und Güterströme ist die Agglomeration darauf angewiesen, dass der Bund die Anstrengungen für einen 
funktionierenden Pendler-, Einkaufs- und Freizeitverkehr auf der Schiene mitträgt. Deshalb beantragen die sechs 
Teilregionen gemeinsam, die Wichtigkeit der Kernstücke einer S-Bahn-Entwicklung mit einer Umpriorisierung 
folgender Projekte anzuerkennen: 

Ö2: Regio-S-Bahn Herzstück C  C* 

Ö1: Elektrifizierung Hochrheinstrecke C  C* 

Das Bestreben des Bundes, die Agglomerationen auch in Zukunft zu unterstützen und die Finanzierung dafür auf 
neue Grundlagen zu stellen, unterstützt die Agglomeration Basel. Es ist sinnvoll, die Bahninfrastrukturen in den 
Agglomerationen ab der 3. Generation gestützt auf das «strategische Entwicklungsprogramm für die 
Bahninfrastruktur» (STEP) über den Bahninfrastrukturfonds (BIF) zu finanzieren. Ebenso unterstützen wir das 
Vorhaben, einen unbefristeten Fonds für die Nationalstrassen und den Agglomerationsverkehr (NAF) zu schaffen. 
Für die Agglomeration Basel und alle anderen Grenzregionen ist es von höchster Wichtigkeit, dass sowohl beim BIF 
als auch beim NAF die Möglichkeit besteht, Projekte im grenznahen Ausland mitzufinanzieren. Sofern im BIF keine 
Möglichkeiten bestehen sollte, sich künftig an Vorhaben auch über die Landesgrenzen hinweg finanziell zu 
beteiligten, muss im NAF eine solche Regelung für Infrastrukturausbauten im Eisenbahnnetz grenzüberschreitender 
Agglomerationen geschaffen werden. Nur so gelingt es, in Bezug auf die Infrastruktur qualitativ hochstehende, starke 
und prosperierende Grenzagglomerationen zu schaffen. 
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2. Einleitung 

Die Trägerschaft des trinationalen Agglomerationsprogramms Basel unterstützt die Grundsätze der Agglomerations- 
und der Raumplanungspolitik des Bundes. Das Instrument der Agglomerationsprogramme ist ein sehr geeignetes 
Instrument, um die Zielsetzungen des Bundes effektiv umzusetzen. Die Finanzierung von Programmen auf der Basis 
von kohärenten Strategien unterstützen wir ausdrücklich.  

Das Agglomerationsprogramm hat im Raum Basel eine grosse Dynamik ausgelöst. Gerade die massiven Fortschritte 
von der 1. Generation zur 2. Generation sind hier hervorzustreichen. So wurde 2010/11 für die 2. Generation eine 
gemeinsame Trägerschaft mit einem entsprechenden politischen Gremium und einer Geschäftsleitung, einem 
gemeinsamen agglomerationsweiten Aussenauftritt sowie einem zentralen Ansprechpartner für alle Bundesbehörden 
in Form der Geschäftsstelle ins Leben gerufen. Darüber hinaus hat die Trägerschaft eine über alle drei Länder und 
vier Kantone abgestimmte und politisch beschlossene Strategie 2030 (Zukunftsbild 2030) mit entsprechenden 
Teilstrategien zur Umsetzung mit agglomerationsweiten Massnahmen erarbeitet.  

Die Einigung auf ein gemeinsames, agglomerationsweites Zukunftsbild 2030 ist ein Meilenstein für die künftige 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit. Mit zahlreichen politischen Beschlüssen auf übergeordneter Ebene 
(Schweiz, Frankreich und Deutschland) wurden hier die Weichen gestellt, dass in Zukunft jeder am 
Agglomerationsprogramm Basel beteiligte Teilraum intensiv an der Umsetzung des Zukunftsbildes 2030 arbeitet. Das 
Agglomerationsprogramm Basel ist damit für die Region das zentrale Abstimmungsinstrument für die künftige 
Siedlung- und Verkehrsentwicklung. Dies hat insofern einen grossen Stellenwert, als die Initiative zur Erarbeitung 
eines Agglomerationsprogrammes aus der Schweiz kommt und die Rahmenbedingungen vom Schweizer Bund 
vorgegeben werden. Es handelt sich also um ein Schweizer Instrument, das auch auf ausländischen Boden 
umgesetzt werden soll. Die Schweiz hat aber keinerlei Kompetenzen in den ausländischen Gebieten.  

Die Erreichung der Ziele basiert auf einer guten Zusammenarbeit und vertrauensstiftenden Massnahmen in 
Deutschland und Frankreich. Auch hier können Fortschritte nur in einem schrittweisen Vorgehen erzielt werden. Über 
die gemeinsame Projektierung und Realisierung von grenzüberschreitenden Massnahmen oder ganz auf 
ausländischem Territorium liegenden Massnahmen kann dieser Prozess beschleunigt werden. Die finanzielle 
Unterstützung des Bundes zu solchen Projekten wirkt dabei als Katalysator, der die Dynamik der Kooperation und 
des Zusammenwachsens entscheidend unterstützt. 

Die Region Basel ist vom Bund als Metropolitanraum definiert und hat dementsprechend Aufgaben zu bewältigen, 
die über die Agglomeration hinausgehen. Ein funktionierender Metropolitanraum Basel kommt aufgrund der 
Bedeutung als Gateway Nordschweiz und als Tor zu Europa für Personen- und Güterströme der ganzen Schweiz 
zugute. Die Agglomeration Basel erwartet deshalb, dass der Bund diese besondere Stellung anerkennt und 
grenzüberschreitenden Projekten angemessene Bedeutung beimisst.  

Antrag der Agglomeration Basel 

• Die Fortschritte der trinationalen Agglomeration Basel auf strategischer Ebene sind im Prüfbericht klarer zu 
würdigen. Die daraus resultierende Qualität des breit abgestützten Zukunftsbildes und der Beitrag der Projekte 
zu dessen Erreichung müssen sich in der Beurteilung des Programms widerspiegeln. 

• Die Agglomeration Basel als Metropolitanraum und Tor zu Europa sieht sich mit Herausforderungen konfrontiert, 
die über die Agglomeration hinausgehen. Der erhöhte Aufwand zur Problemlösung und der landesweite Nutzen 
von Investitionen in die Infrastruktur zur Bewältigung der internationalen Personen- und Gütertransporte muss 
bei der Beurteilung des Agglomerationsprogramms stärker berücksichtigt werden. 
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3. Gesamtwürdigung der Vorlage 

Die Trägerschaft des Agglomerationsprogramms Basel ist mit dem vorliegenden Bericht des Bundesrats für die 
Vernehmlassung und der Grundlage hierfür, dem Prüfbericht des Bundesamts für Raumentwicklung (ARE), nicht 
einverstanden. Im Rahmen des Prüfberichts hat das ARE die trinationale Agglomeration Basel zwar angehört (13. 
Juni 2013), die berechtigten Hinweise zum Prüfbericht aber nur zu einem geringen Teil in die überarbeitete Version 
einfliessen lassen. Die Kritikpunkte lassen sich folgendermassen zusammenfassen: 

Die komplexe Ausgangslage der trinationalen Agglomeration Basel wird anfangs in der Gesamtwürdigung des 
Prüfberichts zwar erwähnt, dann aber in der weiteren Bewertung kaum mehr gewürdigt. Die Rahmenbedingungen 
der Agglomeration Basel sind ungleich schwieriger als bei allen anderen anderen Agglomerationsprogrammen, weil 
es gilt, nicht nur vier Kantone, sondern auch drei Länder mit drei sehr unterschiedlichen politischen und planerischen 
Kulturen und zwei unterschiedlichen Sprachen für eine gemeinsame Strategie und für deren Umsetzung zu 
gewinnen. Die Beurteilung der Agglomerationsprogramme enthält keinen Faktor, der den besonderen 
Schwierigkeiten von Grenzregionen Rechnung trägt. Der Nutzen der Agglomerationsprogramme wächst in Bezug auf 
die Kooperation der Teilregionen, je komplexer die politische Fragmentierung ist. 

Die Beurteilung der Gesamtwirkung ist sehr streng. Sie beruht nach unserer Einschätzung auf dem Quervergleich 
unter den Agglomerationsprogrammen der 2. Generation und bezieht den Fortschritt von der 1. zur 2. Generation 
nicht ein. Bei der Siedlungsstrategie mit der trinationalen Konzentration auf den Kern und die inneren Korridore, bei 
der Teilstrategie ÖV und beim länderübergreifenden Velonetz sind aus unserer Sicht qualitativ deutliche 
Verbesserungen erzielt worden, die im Ergebnis einen Niederschlag finden müssten. 

Für die Notwendigkeit eines schrittweisen Vorgehens im komplexen trinationalen Kontext wird von Bundesseite aus 
wenig Gespür entgegen gebracht. Die zu wenig detaillierten Strategien im Bereich S-Bahn und Strasse sind im 
Agglomerationsprogramm erwähnt und die Prozesse zu deren Vertiefung aufgegleist. Die aufwendige Koordination 
insbesondere unter den drei Ländern verlangt aber zwingend ein massvolles Vorgehen. 

Der Bundesrat hat einige Projekte des Agglomerationsprogramms Basel zurückgestuft, die Begründung hierfür im 
Prüfbericht ist meist nicht nachvollziehbar. Zum einen betrifft dies Projekte wie die Tramverbindung nach Saint-Louis 
(Ö14) oder die Tramerschliessung von Salina Raurica (18a/18b), bei denen das zukünftige Potenzial auch in der 
Siedlungsentwicklung kaum berücksichtigt wurde, zum anderen hat der Bundesrat Massnahmen die 
Agglomerationsrelevanz abgesprochen, die aus Sicht Basel unmittelbaren Nutzen für die Agglomeration haben. 
Beispiel hierfür ist die Schliessung der Lücken im Velonetz am Oberrhein (LV1-34), die Verkehrserschliessung des 
Siedlungsschwerpunkts Hafen (M3), die Aufwertung und Beruhigung des Ortszentrums Pratteln (M14) oder der 
Doppelspurausbau der Tramlinie im Leimental (Ö19). 

Der Anteil an baureifen Projekten (Kategorie A), die der Bundesrat in den Bundesbeschluss für eine Mitfinanzierung 
im Zeitraum 2015 bis 2018 aufgenommen hat, ist für die Agglomeration Basel verhältnismässig tief. Der Anteil der 
vom Bund mitfinanzierten Projekte im Vergleich zu den eingereichten Projekten hat sich gegenüber dem Programm 
der 1. Generation zwar erhöht, insgesamt sind die Bundesbeiträge aber gesunken. Dies ist in Anbetracht der grossen 
Anstrengungen und Verbesserungen insbesondere auch für die Partner aus dem grenznahen Ausland ernüchternd. 

Die Aussagen im Prüfbericht, etwa zum Nutzen-Kosten-Verhältnis beim Projekt Herzstück Regio-S-Bahn, 
widersprechen teilweise den auch dem Bund schon länger vorliegenden Studienergebnissen zum Projekt (Kosten-
Nutzen-Analyse vom Mai 2010).  

Der Bundesrat hat insbesondere ÖV-Projekte und Projekte auf ausländischem Boden zurückgestuft. Die Strategie 
der trinationalen Agglomeration Basel basiert aber auf einer Stärkung des öffentlichen Verkehrs und auf einer 
besseren Vernetzung über die Landesgrenzen hinaus. Die in den letzten Jahren aufgebaute Zusammenarbeit über 
die Landesgrenzen hinaus funktioniert hervorragend und hat über das Agglomerationsprogramm hinaus Wirkung. Ein 
Signal des Bundes in Form von Mitfinanzierung von wichtigen Projekten auf ausländischem Boden würde der 
Agglomeration zeigen, dass die Anstrengungen begrüsst und unterstützt werden. 
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Antrag der Agglomeration Basel 

• Der komplexen Ausgangslage der trinationalen Agglomeration Basel muss mehr Gewicht beigemessen werden, 
indem die Beurteilung der Agglomerationsprogramme einen Sonderfaktor enthält, der den besonderen 
Schwierigkeiten von kantons- und länderübergreifenden Grenzregionen Rechnung trägt. 

• Die Notwendigkeit für ein schrittweises Vorgehen in der länderübergreifenden Planung muss vom Bund 
anerkannt werden. 

• Die Gesamtwirkung der 2. Generation des Agglomerationsprogramms muss auch im Bezug zum Fortschritt 
gegenüber der 1. Generation gewürdigt werden. 

• Der Anteil der baureifen A-Projekte, die vom Bund mitfinanziert werden, muss zwingend erhöht werden. 

• Aussagen im Prüfbericht über das Nutzen-Kosten-Verhältnis, die vorliegenden Studien widersprechen, müssen 
richtiggestellt oder nachvollziehbar begründet werden. 

• Die Agglomeration Basel erwartet, dass der Bund die Bemühungen, länderübergreifende Projekte und Projekte 
des öffentlichen Verkehrs zu realisieren, finanziell stärker unterstützt. 

4. Kernanliegen der Agglomeration in Bezug auf die Mittelverteilung 

Die Agglomeration Basel hat im Hinblick auf die 2. Generation des Agglomerationsprogramms in einem schwierigen, 
aus drei Ländern bestehenden Umfeld die Zusammenarbeit der Teilräume deutlich verbessert und eine grosse 
Dynamik ausgelöst. Aus diesem Grund ist es enorm wichtig, dass der Bund diese Anstrengungen anerkennt und 
auch grenzüberschreitende Projekte mitfinanziert. Die Anträge der trinationalen Agglomeration Basel gehen 
dementsprechend in diese Richtung: 

Ö14: Verlängerung der Tramlinie 3 nach Saint-Louis 

Die Verlängerung der Tramlinie 3 nach Saint-Louis ist aus diversen Gründen ein zentrales Element des 
Agglomerationsprogramms Basel. Die Schweiz und Frankreich sind sich einig, dass dieses grenzüberschreitende 
Projekt ein grosses Potenzial hat und durch die Anbindung des Bahnhofs Saint-Louis ans Basler Tramnetz den 
Modal Split der Pendlerströme und des Einkaufs- und Freizeitverkehrs nachhaltig zugunsten des öffentlichen 
Verkehrs beeinflussen wird. Durch die neue Tramlinie sind beidseits der Landesgrenze wesentliche Impulse für die 
Siedlungsentwicklung in diesem zentral gelegenen Agglomerationsteil zu erwarten. Das Projekt ist durch eine enge 
Kooperation der französischen und Schweizer Planungspartner weit fortgeschritten, die technische Machbarkeit ist 
längst nachgewiesen (Vorprojekt abgeschlossen). Eine Gleichbehandlung mit Projekten, die in der Planung weniger 
weit sind, wie zum Beispiel die Tramverlängerung Stücki – Kleinhüningen, ist angezeigt. 

Der Finanzierungsplan steht - er basiert auf einem Bundesbeitrag aus dem Infrastrukturfonds. Würde dieser erst 
nach 2018 zur Verfügung stehen, wäre der wesentliche Beitrag über das nationale französische Programm 
„Grenelle 2“ nicht mehr realisierbar. Angesicht der in Frankreich in Aussicht gestellten Budgetkürzungen im 
öffentlichen Bereich, die sich in den kommenden Jahren noch zuspitzen werden, wird es schwierig sein, noch 
einmal einen gleich grossen finanziellen Beitrag wie für den Realisierungshorizont 2015-2018 zu erhalten. Damit 
würde das Projekt grundsätzlich in Frage gestellt werden müssen. Die Mitfinanzierung durch den Bund ist 
Voraussetzung, dass dieses wichtige Vorzeigeprojekt im binationalen Agglomerationsverkehr realisiert werden kann.  

Mit der drohenden Rückstellung des Projekts in den B-Horizont steht somit ein Schlüsselprojekt für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der trinationalen Agglomeration auf dem Spiel, das die erzielten 
Fortschritte der letzten Jahre in der Kooperation zunichte machen könnte. Es geht - nicht zuletzt - auch um den 
Symbolcharakter dieses die Menschen der Agglomeration verbindenden Vorhabens. 

ARE-Code: 2701.2.021 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 98 Mio. (CHF 30.74 Mio.) 

Projektträger: Kanton Basel-Stadt / Frankreich 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 A 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 B 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel A 
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Ö18a/18b: Tramerschliessung Salina Raurica (1. Etappe und 2. Etappe) 

Die Verlängerung der Tramlinie 14 ab Bahnhof Pratteln nach Salina Raurica ist für die förderliche Entwicklung des 
Schwerpunktgebietes Salina Raurica (S7) von eminenter Wichtigkeit. Das Projekt wurde denn auch stets in seiner 
ganzen Länge vorangetrieben und befindet sich auf Stufe Vorprojekt. Bei der Eingabe des Projekts im 
Agglomerationsprogramm 2. Generation wurde von Seite der Agglomeration aus finanzhaushälterischen Gründen 
eine Etappierung der Tramlinie in zwei Schritten (Tranche A-Horizont und Tranche B-Horizont) vorgeschlagen. Der 
Bund hat in seiner Rückmeldung signalisiert, dass die Tramlinie als Gesamtes, hingegen nicht die erste Etappe als 
Einzelobjekt eine positive Wirkung erzielt. Aus diesem Grund hat der Bund beide Etappen in den B-Horizont 
verschoben. Aufgrund der erforderlich zeitnahen Wirkung der Tramlinie auf die förderliche Entwicklung des neuen 
Siedlungsgebiets Salina Raurica, und aufgrund der vorhandenen baulichen Reife über die gesamte Linie, wird neu 
die Positionierung der gesamten Tramlinie im A-Horizont beantragt. 

ARE-Code: 2701.2.023 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 140 Mio. (CHF 43.91 Mio.) 

Projektträger: Kanton Basel-Landschaft 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 A (18a) / B (18b) 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 B (18a und 18b) 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel A (18a und 18b) 

 

Ö19: Doppelspurausbau Tramlinie 10/17 «Spiesshöfli» / Binningen 

Das Leimental ist der einzige Korridor der Agglomeration Basel ohne Eisenbahnerschliessung. Als Ersatz für eine S-
Bahn wird deshalb ein Expresstram aus dem Leimental in die Basler Innenstadt und an den Bahnhof SBB konzipiert 
(Ö21, B-Horizont). 

Der Betrieb eines Expresstrams im Leimental erfordert die Eliminierung des Einspurabschnitts «Spiesshöfli» / 
Binningen. Die vorgängige Realisierung des Doppelspurausbaus «Spiesshöfli» ist somit eine zwingende 
Voraussetzung für die spätere Inbetriebsetzung des Expresstrams. 

ARE-Code: 2701.2.024 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 25 Mio. (offen) 

Projektträger: Kanton Basel-Landschaft 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 A 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 Ae 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel A 

 

LV1-34: Velo Oberrhein 

Ein wichtiges Ziel der 2. Generation des Agglomerationsprogramms Basel ist die Schliessung von Lücken im 
Velonetz und die Aufwertung der Schnittstellen zwischen dem öffentlichen Verkehr und dem Fuss- und Veloverkehr. 
Die Verbesserung der Verbindung zwischen Efringen-Kirchen und Weil am Rhein an den Badischen Bahnhof und 
ins Zentrum von Basel fördert den sicheren Veloverkehr nahe des Agglomerationszentrums und hilft mit, den 
motorisierten Pendlerverkehr zu verringern. Der Nutzen eines gut ausgebauten Velonetzes ist insbesondere in 
Grenznähe auch für die Schweizer Seite der Agglomeration gross. Ein finanzieller Beitrag der Schweiz an dieses 
zum grössten Teil von Deutschland getragenen Projekt ist nicht nur aus Sicht Veloverkehr sinnvoll, er leistet auch 
einen wichtigen Beitrag zur Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit in der Agglomeration Basel. 

ARE-Code: 2701.2.105 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 1,25 Mio. (offen) 

Projektträger: 
Gemeinden Weil am Rhein, Gemeinde 
Eimeldingen und Gemeinde Efringen-Kirchen 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 A 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 - 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel A 
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M3: Verkehrserschliessung Hafen-Stadtentwicklung Kleinhüningen 

Die Massnahme dient der MIV-Erschliessung des gemäss Zukunftsbild 2030 zentralen Siedlungsprojekts S12 
„Schwerpunktgebiet Hafen Kleinhüningen / 3Land“. Es leistet damit einen entscheidenden Beitrag zum Ziel, das 
Wachstum der Agglomeration auf die Kernstadt sowie die gut erschlossenen Korridore zu lenken. Für den 
Schweizer Teil ist in diesem Schwerpunktgebiet mit bis zu 4'000 Arbeitsplätzen und 3'400 Einwohnerinnen und 
Einwohnern zusätzlich zu rechnen, insgesamt besteht im trinationalen Perimeter 3Land ein Potenzial von je rund 
10'000 Arbeitsplätzen und Einwohnern. Das Siedlungsprojekt hat also eindeutig agglomerationsweite Wirkung. Die 
Massnahme stellt die strassenseitige Anbindung des trinationalen Entwicklungsgebiets «3Land» an das 
übergeordnete Strassennetz (A2) sicher. Diese kann durch das bestehende Strassennetz nicht gewährleistet 
werden, da die betreffenden Strecken und Knoten bereits heute stark belastet sind und die angrenzenden 
Wohnquartiere unter dem Verkehr leiden. Die Wirkung der Massnahme ist entscheidend für die verkehrliche 
Leistungsfähigkeit des Strassensystems in einem dynamischen und zentralen Teilgebiet der Agglomeration. 

ARE-Code: 2701.2.068 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 40 Mio. (offen) 

Projektträger: Kanton Basel-Stadt 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 B 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 Be 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel B 

 

M5: Zubringer Dornach/Aesch an die H18 

Im Prüfbericht ist die Bewertung des Erläuterungsberichts falsch wiedergegeben. Das Kosten-Nutzen-Verhältnis ist 
mit 49 Punkten gut und nicht wie im Prüfbericht erwähnt ungenügend. Trägt man dem neuen ESP Wohnen im 
Gebiet des Swissmetal-Areals sowie dem Zusatznutzen „direkte Entlastung historischer Kern Dornachbrugg“ 
Rechnung, so erhöhen sich die Nutzenpunkte um 2 Punkte auf insgesamt 9 Punkte, was bei der bestehenden 
Kostenkategorie 7 (tief) ein Total von 63 Punkte ergibt. Der einzige Grund, wieso der Zubringer Dornach / Aesch an 
die H18 noch nicht gebaut werden kann, ist die noch fehlende Finanzreife beim Vollanschluss Aesch an die H18. 

ARE-Code 2701.2.069 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 24 Mio. (offen) 

Projektträger: Kantone Solothurn und Basel-Landschaft 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 B 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 C 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel B 

 

Ö2: Regio-S-Bahn Herzstück 

Zur Entwicklung der Agglomeration Basel in Richtung des gemeinsam erarbeiteten Zukunftsbildes ist ein 
leistungsfähiges S-Bahn-System unumgänglich. Die heute bestehenden Kopfbahnhöfe Basel SBB und Basel 
Badischer Bahnhof verunmöglichen die effiziente, trinationale Durchbindung von S-Bahn-Linien. Studien belegen 
den volkswirtschaftlichen Nutzen des Herzstücks Regio-S-Bahn und sehen sie als notwendige Investition in die 
Bahninfrastruktur. Ohne grenzüberschreitende Direktverbindungen ist eine Änderung des Modal Splits, der 
zwischen Frankreich bzw. Deutschland und der Schweiz zu fast 90% aus motorisiertem Individualverkehr besteht, 
nur bedingt möglich. Das Herzstück ist zwingende Voraussetzung für Entwicklungssprünge im Bereich der 
grenzüberschreitenden S-Bahn-Verbindungen. Für die Umsetzung des trinationalen Zukunftsbilds 2030 sind aber 
gerade diese Durchmesserverbindungen von existenzieller Bedeutung. Der Handlungsbedarf für dieses Projekt ist 
vom Bund anzuerkennen und es ist für eine Finanzierung im Rahmen des BIF zu sorgen.  

ARE-Code: 2701.2.032 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 1‘050 Mio. 

Projektträger: Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 B 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 C 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel C* 
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Ö1: Elektrifizierung Hochrheinstrecke 

Der noch nicht elektrifizierte Teil der Hochrheinstrecke liegt grösstenteils auf deutschem Territorium. Die Schweiz 
hat allerdings ein grosses Interesse, die Elektrifizierung voranzutreiben. Ein namhafter Beitrag der Schweiz für 
dieses grenzüberschreitende Projekt ist deshalb von grosser Wichtigkeit. Dies steht unter der Voraussetzung, dass 
entsprechende Belange im Hinblick auf Angebotsverbesserungen und Tarife erfüllt werden. 

So bildet die Hochrheinbahn die kürzeste Verbindung zwischen zwei Kantonshauptstädten und zwei 
grenzüberschreitenden Agglomerationen. Sie erlaubt eine schnelle, direkte Anbindung der Ostschweiz an den 
europäischen Hochgeschwindigkeitsverkehr (TGV, ICE) und wertet die Verbindung aus der Nordwestschweiz in 
Richtung Ulm und München auf: Aus diesem Grund hat die Studie "Elektrifizierung Hochrheinstrecke – 
Volkswirtschaftlicher Nutzen für die Schweiz" des BAV einen gesamtschweizerischen Nutzen in der 
Grössenordnung von bis zu 33% ermittelt.  

Hinzu kommt noch ein zusätzlicher Nutzen für die trinationale Agglomeration Basel. Dieser kann aber derzeit noch 
nicht quantifiziert werden, da eine entsprechende Nutzen-Kosten-Untersuchung noch nicht vorliegt.  

Grundsätzlich wird anerkannt, dass die Elektrifizierung der Hochrheinstrecke eine wichtige Voraussetzung dafür ist, 
den Korridor Hochrhein vollständig in das Netz der Regio S-Bahn einzubinden (inkl. Durchmesserlinien mit dem 
Herzstück Regio S-Bahn). Mit dem vorgesehenen ½-Stunden-Takt ist das Projekt strategiekonform mit den 
Zielsetzungen des Zukunftsbildes und den Grundsätzen des Raumkonzeptes der Schweiz.  

Für die weitere Projektierung, aber auch insbesondere für die Umsetzung ist daher ein verbindliches Konzept zur 
Gesamtfinanzierung zu erarbeiten und mit möglichen Mitfinanzierern aller Ebenen auf beiden Seiten der Grenze 
abzustimmen.  

Im Hinblick auf die 3. Generation und damit auf eine NAF-Finanzierung (A-Projekt 3. Generation, Baubeginn ab 
2019) oder eine BIF-Finanzierung (STEP II 2025 – 2030) müssen unter anderem folgende Punkte vorangetrieben 
werden: 

• Entwicklung eines langfristigen, grenzüberschreitenden (trinational), mit der Siedlungsentwicklung und unter den 
verschiedenen Verkehrsmitteln abgestimmten Angebotskonzepts für die S-Bahn; 

• Ein über alle Partner abgestimmtes Finanzierungskonzept, welches auf der Basler Erklärung vom 18. Januar 
2013 aufbaut; 

• zeitnahes Auslösen der nächsten Projektierungsschritte (Leistungsphase 3&4)  

Die Agglomeration Basel unterstützt die Untersuchung zur Machbarkeit einer kurzfristig zu realisierenden Lösung 
auf Fahrzeugbasis grundsätzlich. Allerdings bleibt abzuwarten, zu welchem Ergebnis die vom BAV in Auftrag 
gegebenen Untersuchungen kommen. Eine Bewertung der Ergebnisse in Hinblick auf die oben genannten Ziele für 
Agglomeration und Gesamtschweiz steht aus.  

ARE-Code: 2701.2.020 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 120 Mio.  

Projektträger: Land Baden-Württemberg (MVI) 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 A 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 C 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel C* 
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Ö16: Tramverlängerung Stücki – Kleinhüningen 

Die vorgesehene Tramverlängerung Stücki-Kleinhüningen führt durch und in Gebiete mit einigen offenen Fragen 
bezüglich der zukünftigen Nutzungsart und -intensität einiger Areale, die derzeit geklärt werden. Dies hat dazu 
geführt, dass der Kanton die weitere Planung der Tramverlängerung vorerst sistiert hat. 

Ziel der Sistierung ist es, dass eine konkretere Planung der Strecke erst dann erfolgt, wenn die 
siedlungsstrukturellen Rahmenbedingungen genügend gefestigt sind. 

Daraus folgt, dass sich der Projektfortschritt gegenüber dem ursprünglichen Zeitplan etwas verzögert und das 
Vorhaben nicht die für ein A-Projekt geforderte Reife hat. 

Im Abtausch mit der Massnahme Ö14 (Verlängerung der Tramlinie 3 nach Saint-Louis), deren Projektreife eindeutig 
einem A-Projekt entspricht und deren Kofinanzierung durch den Bund nicht aufschiebbar ist, kann das Projekt aus 
Sicht der Agglomeration zurückgestuft werden (A->B). 

ARE-Code: 2701.2.022 

Kosten (Bundesbeitrag): CHF 41 Mio. (12.86) 

Projektträger: Kanton Basel-Stadt 

Priorisierung bei Eingabe am 29. Juni 2012 A 

Priorisierung Entwurf Prüfbericht vom 22. Mai 2013 A 

Antrag Umpriorisierung der Agglomeration Basel B 

 
 

Antrag der Agglomeration Basel 

• Um die Dynamik der trinationalen Zusammenarbeit weiter zu intensivieren, sind länderübergreifende Projekte 
von grösster Wichtigkeit. Die trinationale Agglomeration Basel erwartet, dass der Bund diese Bemühungen 
unterstützt und ausführungsreife Projekte wie die Tramverlängerung nach Saint-Louis im A-Horizont 
mitfinanziert. 

• Ebenfalls sehr wichtig sind Verbesserungen des öffentlichen Verkehrs auf Schweizer Seite, um die Entwicklung 
im Sinne des Zukunftsbildes voranzutreiben. Auch hier muss der Bund finanziell stärker unterstützen, als dies im 
Bundesbeschluss vorgesehen ist. 

5. Beurteilung gemäss Wirkungskriterien 

Bei der Beurteilung des Agglomerationsprogrammes gemäss den vier Wirkungskriterien fällt auf, dass die 
Agglomeration Basel aufgrund ihrer komplexen Ausgangslage schlecht abschneidet. Gerade die Situation mit den 
sich überlagernden Verkehrssystemen und der hohen Belastung der Infrastruktur durch den Güterverkehr führt 
bereits heute zu Engpässen im Bahnsystem. Um diese Problematik zu entschärfen müssen die übergeordneten 
Massnahmen zuerst realisiert werden. Vorher besteht nur wenig Handlungsspielraum und die Einführung des 15-
Minuten-Taktes bei der S-Bahn im Kern der Agglomeration Basel ist nicht möglich.  

Angebotsseitig stellt aber nicht nur die stark ausgelastete Infrastruktur ein Problem dar, sondern auch die nicht 
einheitliche Tariflandschaft. Im Vergleich zu anderen Agglomerationen besitzt die Agglomeration Basel in diesem 
Bereich noch Potenzial. Die Abstimmung des Angebots und der Tarife über die Landesgrenzen hinweg ist aber ein 
komplizierter und aufwendiger Prozess, da eine Vielzahl von Akteuren und unterschiedliche Regulative involviert 
sind. Die diesbezügliche Komplexität der Agglomeration Basel und die Tatsache, dass die Schweizer Seite keine 
Verfügungsgewalt über Angebots- oder Tarifbeschlüsse im Ausland besitzt, sollen in der Bewertung angemessen 
berücksichtigt werden. 

Aufgrund der geschilderten Ausgangslage schneidet die Beurteilung des ersten Wirkungskriteriums "Qualität der 
Verkehrssysteme verbessert" schlecht ab, obwohl die Handlungsmöglichkeiten teils nicht gegeben sind oder 
Fortschritte im komplexen trinationalen Kontext nur im Rahmen eines schrittweisen Vorgehens erzielt werden 
können.  

In Bezug auf die Siedlungsentwicklung in den ausländischen Teilgebieten der Agglomeration sind die 
Einflussmöglichkeiten des Agglomerationsprogrammes Basel ebenfalls beschränkt. Die Initiative zur Erarbeitung 
eines Agglomerationsprogrammes kommt aus der Schweiz und die Rahmenbedingungen werden auch von der 
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Schweiz vorgegeben. Es handelt sich also um ein Schweizer Instrument, das auch auf ausländischen Boden 
umgesetzt werden soll. Die Schweiz und auch die beteiligten Kantone haben aber keinerlei Kompetenzen in den 
ausländischen Gebieten. Die Erreichung der Ziele basiert vorwiegend auf einer guten Zusammenarbeit und auf der 
Umsetzung vertrauensstiftender Massnahmen in Deutschland und Frankreich. Auch hier können Fortschritte nur in 
einem schrittweisen Vorgehen erzielt werden. Über die gemeinsame Projektierung und Realisierung 
grenzüberschreitender oder ganz auf ausländischem Territorium liegender Projekte kann dieser Prozess 
beschleunigt werden. Dabei ist die Agglomeration Basel auf finanzielle Unterstützung vom Bund angewiesen. Diese 
wirkt als Katalysator, der die Dynamik der Kooperation und des Zusammenwachsens entscheidend unterstützt. 
 

Antrag der Agglomeration Basel 

• Aus den oben aufgeführten Gründen fordert die Agglomeration Basel, dass in der Weisung für die 3. Generation 
mehr auf die Grenzproblematik von bi- und trinationalen Agglomerationsprogrammen eingegangen wird.  

• Dabei soll auch dem zusätzlichen Hindernis der Mehrsprachigkeit im grenzüberschreitenden Raum Basel hohe 
Beachtung geschenkt werden. 

6. Ausblick (NAF, FABI) 

Die Agglomeration Basel begrüsst die Absichten des Bundesrates, die Finanzierung von Schiene und Strasse zu 
vereinheitlichen und einen unbefristeten Fonds für die Nationalstrassen und den Agglomerationsverkehr (NAF) 
analog zum Bahninfrastrukturfonds (BIF) zu schaffen. Die Frage der Weiterführung der Mitfinanzierung des 
Agglomerationsverkehrs sowie der Sicherstellung der dafür erforderlichen Mittel ist so schnell wie möglich zu klären. 

Der weitere Ausbau der S-Bahn Basel ist von zentraler Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung der Region und 
für eine verdichtete Entwicklung der Siedlungsräume entlang von Korridoren. Wir erwarten vom Bund, dass er den 
NAF so ausgestaltet, dass nicht ausgerechnet Infrastrukturprojekte, die dem Ausbau der S-Bahn dienen, zwischen 
den Maschen der unterschiedlichen Programme durchfallen. Dies betrifft einerseits S-Bahn-Infrastrukturprojekte im 
grenznahen Ausland, andererseits grosse S-Bahn-Infrastrukturprojekte (>CHF 500 Mio) im Inland. 

Sollte für den ersten Fall - gemäss der aktuellen Bestimmung - im BIF keine Möglichkeiten bestehen, sich künftig an 
Infrastrukturausbauten im Eisenbahnverkehr auch über die Landesgrenzen hinweg finanziell zu beteiligten, müsste 
alternativ im NAF eine Regelung für solche Vorhaben in grenzüberschreitenden Agglomerationen geschaffen 
werden. Das geeignete Instrument für die Finanzierung von S-Bahn-Systemen wäre aber grundsätzlich der BIF, nicht 
der NAF. Für den zweiten Fall müsste der Bund dafür sorgen, dass die Aufnahme von S-Bahn-Infrastrukturprojekten 
ins BIF nicht ausschliesslich anhand von Bewertungen nach NIBA erfolgt, sondern alternative Kriterien 
herangezogen werden, die auch Projekte mit nur geringer nationaler, aber hoher regionaler Wirkung angemessen 
berücksichtigen. Durch die Einbettung der agglomerationsrelevanten S-Bahnprojekte ins BIF ist ohnehin notwendig, 
dass der Bund – vorbehältlich der Annahme der FABI-Vorlage durch das Volk – substanzielle Beiträge zeitgerecht 
zur Verfügung stellt, damit die Regio-S-Bahn ihre Rolle als Rückgrat des Verkehrssystems und als strukturierendes 
Element der Siedlungsentwicklung wahrnehmen kann. 

Die Agglomeration Basel ist sich bewusst, dass sie Handlungsbedarf hat, was die strukturierte Planung des 
trinationalen Angebots der Regio-S-Bahn und, daraus abgeleitet, die Erarbeitung eines kohärenten längerfristigen 
Infrastruktur-Masterplans Schiene angeht. Die Arbeiten an einer trinationalen Trägerschaft haben daher begonnen. 
Die Agglomeration Basel braucht hier aber auch die Unterstützung des Bundes, damit diese höchst anspruchsvolle 
Koordinationsaufgabe mit den Bestellern in Deutschland (Land Baden-Württemberg) und Frankreich (Region Elsass) 
erfüllt werden können. 

Als weiterer Punkt sind die unterschiedlichen Lesarten der Zeiträume zwischen dem Aggloprogramm und dem BIF 
bzw. dem strategischen Entwicklungsprogramms für die Bahninfrastruktur (STEP) zu konkretisieren. So stellen die 
Tranchen im Agglomerationsprogramm die Periode des Baubeginns der Objekte dar, während in den STEP-
Tranchen die Periode der Inbetriebnahme der Objekte darstellen. Dementsprechend sind bei der Umwidmung der 
Objekte vom Agglomerationsprogramm in die STEP’s nicht die reinen Tranchen-Perioden zu beachten, sondern 
deren tatsächliche Bauzeit und Inbetriebnahme. So ist ein Bahninfrastruktur-Objekt mit Baubeginn im Jahre 2018 und 
Inbetriebnahme im Jahre 2028 zwar in der Agglo-Tranche B (2015-2018), hingegen im BIF erst im STEP 2030 (2025-
2030) zu platzieren. Der Transfer der Projekte muss hier sauber erfolgen. 
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Weiter ist Klarheit bezüglich Abgrenzung der Finanzierung der Schieneninfrastruktur bei Tramprojekten zu schaffen. 
Die Trennung zwischen Traminfrastruktur-Massnahmen, welche weiterhin über das Aggloprogramm finanziert 
werden, und zwischen solchen, welche über den BIF getragen werden sollen, ist in der Region Basel nicht gegeben. 
Hier sind auf Basis geltender Kriterien (z.B. Anrechnung RPV) geeignete oder in Anlehnung an die heutigen 
Leistungsvereinbarungen Infrastruktur entsprechende Handlungsanweisungen zu formulieren. 

Antrag der Agglomeration Basel 

• Die Folgefinanzierung der Agglomerationsprogramme muss schnell geklärt werden und soll künftig, wie geplant, 
zur Erhöhung der Planungssicherheit unbefristet erfolgen.  

• Die Höhe der zur Verfügung stehenden Mittel muss im Hinblick auf die sich künftig verschärfenden 
verkehrlichen Probleme in den Agglomerationen und den sich daraus ergebenden Ausgaben für 
Verkehrsinfrastrukturen vom Bund angemessen aufgestockt werden. 

• Der neue Fonds (NAF) muss entweder mit einer Reserve versorgt werden oder es muss eine Verschuldung des 
Fonds in Zukunft möglich sein, damit Liquiditätsengpässe vermieden werden und Vorfinanzierungen durch die 
Kantone und Gemeinden nicht mehr nötig sind 

• Sollte im BIF keine Möglichkeiten bestehen, sich künftig an Infrastrukturausbauten im Eisenbahnverkehr auch 
über die Landesgrenzen hinweg finanziell zu beteiligten, müsste alternativ im NAF eine Regelung für solche 
Vorhaben in grenzüberschreitenden Agglomerationen geschaffen werden.  

7. Schlusswort 

Die Agglomeration Basel wird die Anstrengungen, die im Rahmen der 1. und 2. Generation des 
Agglomerationsprogramms geleistet wurden, weiterführen und die entstandene Dynamik für zukünftige Projekte 
nutzen. Das gute Einvernehmen mit dem Bund wird ebenso gepflegt werden, wie die Zusammenarbeit mit der 
restlichen Schweiz und den ausländischen Partnern. Nur so ist die Schweiz mit ihren angrenzenden Regionen auch 
für die Zukunft gewappnet. 

Wir danken Ihnen im Voraus für eine angemessene Berücksichtigung unserer Anliegen und grüssen Sie freundlich. 
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